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Gerichtstoppt Volksbegehren
Urteil Verfassungsgerichtshofkassiert Pläne eines von der SPD angeführten Bündnisses für
gebührenfreie Kitas. Aufgebenwill ParteichefAndreas Stoch aber nicht. Von Jens Schmitz

n Baden-Württemberg wird
es kein Volksbegehrenfür ge-
bührenfreie Kitas geben. Ein
SPD-geführtes Bündnis ist

mit dem entsprechenden Plan am
Montag vor dem Verfassungsge-
richtshofdes Landes gescheitert.
Der Vorsitzende Richter Malte
Graßhoff sagte, der dem Volksbe-
gehren zugrundeliegendeGesetz-
entwurf widerspreche der Lan-
desverfassung.

Die SPD hatte 2019 ein Volks-
begehrenfür kostenlose Kitas ge-
startet. Im Laufe der Zeit hatten
sich weitere 14 Organisationen
hinter den Vorstoß gestellt. Ihr
Gesetzentwurf sollte ermögli-
chen, dass Kitas und Tagespflege-
einrichtungeneine Grundbetreu-
ung von 35 Wochenstunden gra-
tis anbieten.Die Kostensollte das
Land den Trägern erstatten.

Im ersten Schritt hatten 17 000
Menschendieses Anliegen unter-
stützt. Das Ressort von Innenmi-
nister Thomas Strobl (CDU)
lehnte das Begehren im März 2019
allerdings als unzulässig ab. Ge-
gen diesen Bescheid hatte die
SPD vor dem Verfassungsge-
richtshofgeklagt.

Der urteilte am Montag, die
Gesetzesvorlage des Volksbegeh-
rens verstoße gegen das Rechts-
staatsprinzip und gegen den Ab-
gabenvorbehaltder Landesverfas-
sung. Der Entwurfsei unklar, so-
dass die Bürger nicht erkennen
könnten, worüber sie abstimm-
ten. „Die Unbestimmtheit der
Formulierung führt in dem zen-

tralen Punkt des Gesetzentwurfs
dazu, dass die Auswirkungender
Gesetzesänderung,insbesondere
ihre finanziellen Folgen, völlig
unklar bleiben“, heißt es in der
Begründung.Der Bestimmtheits-
grundsatzverlange aber Messbar-
keit und Berechenbarkeitstaatli-
chen Handelns.

Wie Strobls Ressort verwiesen
die Richter auch darauf,dass die
Landesverfassungkeine Volksbe-
gehren über Abgabengesetzezu-
lässt. Der SPD-Entwurf schrieb
den Kommunennichtvor, wie sie
mit Kita-Gebühren umzugehen
hätten. Er machte nur ein Ange-
bot für den Fall, dass sie darauf
verzichteten. Die Partei sah von
ihrer Vorlage nicht die Abgaben
der Eltern betroffen,sondern das
Verhältnis zwischen Land und
Trägern. Der Verfassungsge-
richtshofsah darin aber nureine
Umgehung, die de facto auf ein
unzulässiges Ergebnisziele.
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TreibendeKraft hinter dem
Volksbegehren:SPD-Landeschef
Andreas Stoch.

Weil das Urteil damit bereits
feststand, ließen die Richter eine
zentrale Streitfrage unbeantwor-
tet: Welche Kosten dürfen Volks-
begehrengrundsätzlichauslösen?

Die Landesverfassung nimmt
„das Staatshaushaltsgesetz“ von
der Volksgesetzgebung aus. Das
Innenministerium hatte daraus
gefolgert, dass Vorhaben per se
nicht zulässig sind, wenn sie we-

 

Endlichwiederin die Kita
Mit der schrittweisen
Öffnung derKitas ist
am Montagfür einige
Kinder wiederein Stück
Alltag zurückgekehrt.
Die Wiedersehensfreude
nach wochenlanger Co
rona-Zwangspausewur-
de nur dadurch getrübt,
dass Erzieherinnen und
Kinder auf Umarmungen

und Körperkontaktver-
zichten mussten. Die
Abstandsregelngelten
auchhier.

EbenfallsausGrün-
den des Infektions
schutzes dürfen nur ma-
ximal 50 Prozent der
Kinder, die normalerwei-
se die Einrichtung

besuchen,gleichzeitig
betreut werden. Vorrang
haben weiterhin Kinder
in der erweiterten Not-
betreuungoder mit
besonderemFörderbe-
darf. Für die Umsetzung
vor Ort sind die Kom-
munen,Trägerund Ein
richtungen verantwort-
lich. dpa
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sentliche Folgen für die Landes-
finanzen haben. Nach SPD-Auf-
fassung bezieht sich der Begriff
aber nicht aufalleGesetze,die et-
was kosten, sondern lediglichauf
das Gesetz, mit dem der Landtag
den Haushalt beschließt.

Die Richterließendie Frage of-
fen: Die Wissenschaft oder der
Gesetzgeberselbst, so Graßhoff,
könntensich hier um Klärung be-
mühen. Für ihren Plan hatte die
SPD mit Kosten von 529 Millio-
nen Euro im Jahr kalkuliert.

Das „Bündnis für gebühren-
freie Kitas in Baden-Württem-
berg“ zeigte sich nach der Ver-
kündung enttäuscht, aber nicht
entmutigt. „Für uns wird die
nächste Landtagswahl auch eine
Abstimmungübergebührenfreie
Kitas sein“, sagte SPD-Landes-
und FraktionschefAndreas Stoch.
Neben der SPD und den Linken
gehören dem Bündnis mehrere
Gewerkschaftensowiezahlreiche
Sozial- und Familienverbändean.

Damit ein Volksbegehrenauf
den Weg gebracht werden kann,
müssen mindestens 10 000 Unter-
schriften für einen Zulassungsan-
trag gesammelt werden. Dieser
muss einem Gesetzentwurf zu-

grundeliegen. Geht der Antrag
beim Innenministerium durch,
müssen innerhalb von sechs Mo-
naten zehn Prozent der Wahlbe-
rechtigten unterschreiben - das
sind etwa 770 000. Dann wird der
Gesetzentwurfdem Landtag vor-
gelegt. Findet er keine Mehrheit,
folgt eine Volksabstimmung.
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